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Synchronisierung Abrechnungsregelungen innerhalb der 

Verbundräume mit dem bundesweiten Vertrag zur 

Einnahmenaufteilung in der Stufe 2 
Handreichung der UAG Einnahmeaufteilung zum D-Ticket   
 

0. Rahmenbedingungen 

Das vorliegende Dokument ist eine Handreichung der UAG Einnahmeaufteilung. Es dient als 

Arbeitshilfe zur Beurteilung, ob vor Ort Handlungsbedarf besteht und stellt keine Vorgabe dar, 

sondern soll regionale Akteure dabei unterstützen, Handlungserfordernisse für die regionalen 

Einnahmeaufteilungsverfahren zu identifizieren und zu bewerten. 

Der bundesweite Vertrag über die Aufteilung der Einnahmen aus dem Deutschlandticket in der Stufe 

2 (BEAV) kann eine Anpassung von örtlichen Aufteilungs- und Abrechnungsregelungen je nach der 

Ausgestaltung in den Verbundräumen erfordern.  

Der ÖPNV in Deutschland ist sehr heterogen strukturiert mit verschiedenen rechtlichen bzw. 

gesetzlichen Vorgaben vor Ort. Daher kann diese Handreichung nur den regelmäßigen Fall abbilden 

und es kann ein hiervon abweichendes Vorgehen vor Ort im Einzelfall erforderlich sein.  

Mit einer Anpassung von örtlichen Aufteilungs- und Abrechnungsregelungen sollen insbesondere 

Doppelverpflichtungen hinsichtlich der D-Ticket-Fahrgeldeinnahmen aus BEAV und örtlichen 

Verträgen und daraus resultierenden Haftungsrisiken, die über das branchenübliche und heute schon 

bestehende Maß hinausgehen, zulasten der Verkehrsunternehmen verhindert werden, weil alle D-

Ticket-Einnahmen unberührt von regionalen Aufteilungen in die Aufteilungsmasse des BEAV 

einfließen, vgl. §§ 5 (2), 10 (1) BEAV. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass der BEAV sämtliche D-

Ticket-Fahrgeldeinnahmen zur Sicherstellung der Finanzierung des D-Tickets nach dem vorgesehenen 

PLZ-Verfahren auf die Bundesländer verteilen kann. Es ist bei der abgestimmten Gestaltung der 

monatlichen Meldung der Verkäufe und Regelung zur Einnahmeaufteilung vor Ort sicher zu stellen, 

dass kein Zustand eintritt, wonach Fahrgeldeinnahmen aus dem D-Ticket durch eine vorgelagerte 

Einnahmenaufteilung in Verbundräumen dem Clearing des D-Tickets nicht oder nicht vollständig zur 

Verfügung stehen. Die Einnahmenaufteilungen haben deshalb abgestimmt und widerspruchsfrei zu 

erfolgen.    

Nach den Bestimmungen des BEAV sind nach § 24 Abs. 2 lit b Harmonisierungen der 

Verbundregelungen falls erforderlich bis zum 30.04.2025 vorzunehmen.     

Für die Beurteilung eines Harmonisierungsbedarfes bezüglich der örtlichen 

Aufteilungsregelungen wird empfohlen, folgende Sachverhalte zu bewerten: 

1) Sicherstellung der Geltung und Umsetzung des BEAV ab Inkrafttreten und 

Ausschluss/Vermeidung von doppelten Zahlungsverpflichtungen und Haftungsrisiken der 

Verkehrsunternehmen, die über das branchenübliche und heute schon bestehende Maß 

hinausgehen;  

2) Festlegung von Regelungen zur Einbringung der nach BEAV zugeschiedenen Einnahmen aus 

dem D-Ticket in örtlichen Einnahmenaufteilungsverfahren; 

3) Abwicklung der Zahlungen aus dem bundesweiten Clearing auf Anforderung der D-TIX.   
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1. Teilnehmer an der Einnahmenaufteilung  

Teilnehmer an der bundesweiten Einnahmenaufteilung nach § 8 BEAV – gleichbedeutend mit 

Zahlungsabrechnungsstelle (ZaSt) - werden vornehmlich Verkehrsunternehmen oder 

Tariforganisationen. Eine ZaSt ist nicht unbedingt identisch mit der Vertragspartei.  

a) In Verkehrsverbünden, in denen jedes einzelne Verkehrsunternehmen ZaSt wird, wird 

zunächst eine getrennte Abrechnung der Einnahmen aus dem D-Ticket und aus dem 

restlichen Verbundsortiment durchgeführt. Dafür verwendet die D-TIX die gemeldeten 

Aufteilungsschlüsselungen der Länder.  

 Wenn alle VU eines Verbundes direkt ZaSt sind, sind möglicherweise Anpassung der 

örtlichen Aufteilungsverträge erforderlich: Die kassentechnischen Einnahmen des D-

Tickets eines Verkehrsverbundes dürfen vorübergehend bei Geltung des BEAV zunächst 

nicht mehr Gegenstand der Aufteilungsmasse der regionalen Einnahmeaufteilung sein; 

der finale Umgang mit nicht abgeführten oder aus BEAV erhaltenen D-Ticket-

Fahrgeldeinnahmen ist zu regeln. 

b) In Verkehrsverbünden, in denen ein Verkehrsunternehmen, die Tariforganisation oder ein 

Landesvehikel selbst als zentrale ZaSt für andere Verkehrsunternehmen oder 

Tariforganisationen auftritt, besteht je nach Ausgestaltung ggf. ein Anpassungsbedarf. Dieser 

wird nachfolgend umrissen.         

2. Anpassung Regelungen 

In Verkehrsverbünden, in denen eine ZaSt für mehrere Verkehrsunternehmen oder die 

Tariforganisation abrechnet, ist in der Einnahmeaufteilung des Verbundes oder des Landes die 

Geltung des BEAV zu hinterlegen. Die Aufteilungsmasse in einem Verkehrsverbund kann sich mit Zu- 

bzw. Absetzung von Fahrgeldeinnahmen im Zusammenhang mit dem BEAV verändern. In den 

Datenabfragen bei den Ländern/VU/Verkehrsverbünden zum 14.02.2025 waren die Aufteilungen 

innerhalb der ZaSten nicht enthalten, da sie für die Einnahmeaufteilung des D-Tickets auf 

Bundeslandebene nicht benötigt wurden.    

 Wenn Tariforganisation/Landesvehikel ZaSt: 1) Klärung des Umfanges des 

Anpassungsbedarfes verbundinterner Regelungen und 2) Anpassung der Regelungen im 

Verkehrsverbund, dass (a) Regelwerk BEAV gilt und (b) Regelungen zur Veränderung der 

Aufteilungsmasse getroffen werden.    

3. Abwicklung Zahlungen  
In Verkehrsverbünden, in denen eine ZaSt für mehrere Verkehrsunternehmen oder die 

Tariforganisation abrechnet, besteht je nach den Regularien vor Ort die Notwendigkeit, die sich aus 

der Abrechnung der D-TIX für die bundesweite Einnahmenaufteilung ergebenden Forderungen 

vollumfänglich und zeitgerecht durch die ZaSt sicherzustellen.  

Grundsätzlich sieht der BEAV vor, dass die Vertragsparteien (Verkehrsunternehmen und mandatierte 

Tariforganisationen) ZaSten benennen können, jedoch für deren Handeln einstehen. 

Kritisch wird in diesem Zusammenhang folgendes Szenario gesehen: 

1. Innerhalb eines Verkehrsverbundes erfolgt zeitlich vor der Abrechnung durch die D-TIX 

bereits eine (ggf. auch nur vorläufige oder anteilige) Verteilung von D-Ticket-Einnahmen 

zwischen den Verkehrsunternehmen des Verbundes (z.B. zur Liquiditätssicherung). 
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2. Die Abrechnung der D-TIX ergibt einen Anspruch einer anderen Region, den die ZaSt 

begleichen muss. Das erfordert ggf. eine Rückverrechnung von der im Schritt 1 verteilten 

Einnahmen durch die ZaSt (ein Teil der vorab verteilten Einnahmen muss von den 

Verkehrsunternehmen an die ZaSt zurück überwiesen werden, um die Forderung der 

anderen Region begleichen zu können)  

3. Nun kann folgendes Problem auftreten: Ein oder mehrere Verkehrsunternehmen überwiesen 

die bereits erhaltenen Einnahmen (z.B. wegen Insolvenz) nicht an die ZaSt zurück. Damit 

kann die ZaSt den Betrag, der für die Begleichung der Anspruch der anderen Region 

erforderlich ist, nicht vollständig aufbringen. 

4. Die Folge ist: Alle übrigen oder einzelne Verkehrsunternehmen des Verkehrsverbundes 

haften/haftet eventuell für diesen Zahlungsausfall eines anderen Verkehrsunternehmens des 

Verbundes und müssen den Fehlbetrag aufbringen, damit die ZaSt den Anspruch der anderen 

Region befriedigen kann. 

Diesem Szenario kann entgegengewirkt werden, in dem Forderungen, die sich aus dem BEAV (inkl. 

der Vereinbarungen auf Landesebene) ergeben, nicht bereits vollständig zwischen den 

Verkehrsunternehmen innerhalb der ZaSt verteilt werden. Dazu ist es eine sachgerechte Möglichkeit, 

die eigenen D-Ticket-Verkäufe, die für fremde (nicht dem Verbund zuzuordnende) 

Postleitzahlenbereiche erzielt wurden, aus einer vorläufigen Einnahmeaufteilung innerhalb der ZaSt 

herauszunehmen. Alternativ kann eine Anpassung der Abrechnungsläufe durch eine vollumfängliche 

und zeitgerechte Bedienung der Forderungen aus den Abrechnungen der D-Tix bei gleichzeitiger 

Haftungsübernahme/-freistellung des Bundeslandes oder Aufgabenträger für Zahlungsausfälle von 

Verkehrsunternehmen vorgenommen werden.  

 Wenn Tariforganisation/Landesvehikel ZaSt: Anpassung der Abrechnungsläufe in der 

Form, dass die ZaSt eventuelle Forderungen aus der Abrechnung der D-TIX vollumfänglich 

und zeitgerecht bedienen kann. Dabei ist eine Möglichkeit, darauf zu achten, dass zur 

Vermeidung von Problemen bei der Bedienung erwarteter Forderungen aus dem BEAV 

diese immer mit berücksichtigt werden und keine Verteilung der Einnahmen aus fremden 

PLZ innerhalb der ZaSt erfolgt. Dies erfolgt mindestens durch eine Abgrenzung und 

Nichtverteilung der eigenen Fremdverkäufe (eigene D-Ticket-Verkäufe, die im Ergebnis 

der Einnahmeaufteilung nicht dem eigenen Verkehrsverbund zuzuordnen sind). Alternativ 

kann ein Aufgabenträger oder Bundesland für Zahlungsausfälle von 

Verkehrsunternehmen eine Haftungsübernahme/-freistellung erklären.  

 


